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- Bisher hat die Kanzle-
rin eine stärkere Koordi-
nierung der Wirtschaftspo-
litik stets abgelehnt. Wa-
rum vollzieht sie jetzt die
Kehrtwende?

Anfang der 90er-Jahre hat die
Bundesregierung eine stärke-
re wirtschaftliche und politi-
sche Kooperation unterstützt.
Allerdings hat Deutschland
rasch gemerkt, dass es in
Frankreich eine ganz andere
Vorstellung von Wirtschafts-
politik gibt. Paris hat bei-
spielsweise die Unabhängig-
keit der Notenbank infrage
gestellt. Die Bundesregierung
fürchtete, dass eine europäi-
sche Wirtschaftsregierung
von Frankreich dominiert
würde. Daher wurden ent-
sprechende Vorstöße zurück-
gewiesen. Erst die Finanzkri-
se hat dazu geführt, dass Mer-
kel die politische Notwendig-
keit erkannt hat.

- Kritiker werfen Merkel
in der EU-Krise Zaudern
vor.

Das ist falsch. Kanzlerin Mer-
kel hat ein gutes Gespür für
das richtige Timing. Es war
absolut richtig, in der Grie-
chenland-Krise zunächst den
Druck auf Athen zu erhöhen.
Dieses Gespür hat Merkel
von Alt-Kanzler Helmut
Kohl. Bei ihm wurde dies oft
als Aussitzen von Problemen
missinterpretiert.

Interview: Steffen Habit

trifft? Wenn Europa dann
nicht handlungsfähig ist, wird
es ganz schwierig.

- Mit ihrem Vorstoß will
Merkel auch die Finanz-
märkte beruhigen. Schei-
tern ihre Pläne, dürfte das
Vertrauen endgültig verlo-
ren sein.

Das ist richtig. Gibt es keine
Einigung, werden die Märkte
reagieren.

- Was heißt das?
Sie verlieren das Vertrauen in
den Euro. Der Euro würde in
sich zusammenbrechen und
seinen Status als Weltwäh-
rungsreserve verlieren. Die
europäische Wirtschaft wäre
dann vollkommen abhängig
vom Dollar.

- Der Pakt soll allen EU-
Staaten offenstehen, doch
viele werden nicht mitzie-
hen. Droht ein „Europa der
zwei Geschwindigkeiten“?

Ich gehe davon aus, dass alle
Euro-Staaten mitmachen. Bei
den Nicht-Euro-Staaten ist
der Druck, sich zu beteiligen,
dagegen nicht so hoch. Ich se-
he das aber nicht als Problem.
Eine differenzierte Integrati-
on ist unausweichlich. Euro-
pa kann nicht auf den Letzten
warten. Das beste Beispiel da-
für, dass es bereits unter-
schiedliche Geschwindigkei-
ten bei der Integration gibt, ist
der Euro. Er gilt auch nicht in
allen EU-Staaten.

Die deutsche Schuldenbrem-
se ist daher ein gutes Modell.
Man muss allerdings sagen:
Auch Deutschland hat sich
nicht immer als Musterschü-
ler verhalten. So wurde auf
deutsch-französischen Druck
2003 der Stabilitätspakt auf-
geweicht.

- Schärfere Regeln nüt-
zen wenig ohne entspre-
chende Sanktionen. Wer
soll diese letztendlich
durchsetzen?

Natürlich muss es Sanktio-
nen geben. Ob Sanktionen
gegen einen Staat verhängt
werden, können nur die be-
stehenden Gremien wie etwa
der Ministerrat entscheiden.
Eine neue Institution aufzu-
bauen, halte ich für wenig
hilfreich.

- Was macht Sie so opti-
mistisch, dass die Kriterien
nicht wieder aufgeweicht
werden?

Ich gehe davon aus, dass Eu-
ropa aus den Fehlern der Ver-
gangenheit gelernt hat. Allein
aus Eigeninteresse werden
die EU-Staaten die Stabili-
tätskriterien strenger überwa-
chen. Die Krise hat gezeigt,
dass sich bereits die Über-
schuldung von kleineren
Staaten wie Griechenland
oder Irland rasch zum Flä-
chenbrand entwickeln kann.
Jeder hat sich doch gefragt:
Was passiert, wenn es einen
großen Staat wie Spanien

- Merkel will die Rente
mit 67 und die Schulden-
bremse auf EU-Ebene um-
setzen. Drückt Deutschland
damit den anderen EU-Staa-
ten seine Standards auf?

In Dänemark steigt das Ren-
tenalter auf 71 Jahre. Ich glau-
be nicht, dass wir jemandem
etwas aufdrücken.

- Und die Schulden-
bremse?

Die Frage der Neuverschul-
dung ist geradezu schicksal-
haft für die gemeinsame Wäh-
rung. Sonst kann jeder nach
Belieben Schulden machen.

Solche Krisen befördern ei-
nen gewissen Lernprozess.

- Kritiker warnen vor ei-
ner gefährlichen Zentrali-
sierung. Deutschland wür-
de wichtige Kompetenzen
aus der Hand geben.

Mit dieser Argumentation
dürfte es auch keine gemein-
same Währung geben. In dem
Moment, in dem Deutschland
Kompetenzen auf EU-Ebene
überträgt, muss es dafür auch
einen politischen Rahmen ge-
ben. Es darf keinen frei-
schwebenden Euro geben.
Die eigentliche Frage lautet:
Warum wurde nicht bereits
1992 eine Wirtschaftsregie-
rung beschlossen?

- Das Ziel ist äußerst
ehrgeizig: Binnen zwölf
Monaten sollen die Euro-
Länder bei Steuern, Renten
und Löhnen stärker zusam-
menarbeiten. Ist das über-
haupt realistisch?

Die Einrichtung einer Wirt-
schaftsregierung wäre ein
ganz großer Schritt. Das geht
natürlich nicht innerhalb we-
niger Monate. Aber die Erfah-
rung hat gezeigt: Ohne einen
ambitionierten Zeitplan las-
sen sich solche Ziele über-
haupt nicht realisieren.

- Wie schnell rechnen
Sie mit einer Einigung?

Das lässt sich kaum abschät-
zen. Ich bin allerdings opti-
mistisch und sage 18 Monate.

Für Europa-Experte Werner
Weidenfeld führt kein Weg an
einer europäischen Wirt-
schaftsregierung vorbei. Wir
sprachen mit dem Münchner
Politologen über Lernprozes-
se in Europa, den Muster-
schüler Deutschland und
Helmut Kohls Gespür für das
richtige Timing:

- Kanzlerin Angela Mer-
kel kämpft für eine ge-
meinsame europäische
Wirtschaftsregierung, um
die EU künftig vor Wäh-
rungskrisen zu schützen.
Was halten Sie von den Plä-
nen?

Eine europäische Wirt-
schaftsregierung ist unaus-
weichlich. Diese Forderung
gibt es übrigens seit 1992, als
im Maastricht-Vertrag die
Wirtschafts- und Währungs-
union gegründet wurde. Da-
mals konnten sich die EU-
Staaten darauf jedoch nicht
einigen. Das Projekt wurde
immer wieder vertagt. Solan-
ge beim Euro die Schönwet-
terphase anhielt, war der
Druck natürlich gering, end-
lich eine politische Umrah-
mung für die Gemeinschafts-
währung zu beschließen.

- Es brauchte also eine
Jahrhundert-Krise, um die
EU auch in der Wirtschafts-
politik stärker zusammen-
rücken zu lassen?

So deutlich würde ich es
nicht sagen. Aber richtig ist:

„Die Wirtschaftsregierung wäre ein ganz großer Schritt“

Werner Weidenfeld, Di-
rektor des Centrums für
angewandte Politikfor-
schung an der Ludwig Ma-
ximilians Universität in
München, gilt als renom-
mierter Europa-Experte.
Der 63-Jährige hat einst
auch Alt-Kanzler Helmut
Kohl beraten.

rechte in Europa“, sagte Mi-
chael Sommer, Vorsitzender
des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes DGB. Merkels
Vorschlag gehe zu Lasten der
Beschäftigten in Europa.
„Deutschland darf seine Poli-
tik der sozialen Kälte nicht den
anderen europäischen Län-
dern überstülpen“, so Som-
mer. Er sehe in den Vorschlä-
gen der Kanzlerin den Ver-
such,dieTarifautonomie infra-
ge zu stellen. „Vor diesem
Schritt kann ich die Kanzlerin
nur warnen – wir werden uns
das im Grundgesetz festge-
schriebene Recht auf Tarifau-
tonomie nicht nehmen las-
sen.“ Auch die deutsche Schul-
denbremse dürfe man nicht auf
Europa übertragen, da sonst
das Wachstum abgewürgt wer-
de. Die Schuldenbremse wäre
„nur zu einem hohen Preis um-
zusetzen: dem Zusammen-
bruch des öffentlichen Lebens.
Damit wird Europa insgesamt
weiter destabilisiert“, prophe-
zeite Sommer.

überhaupteinzuführen.Das ist
alles andere als sicher. Frank-
reich hat Zustimmung signali-
siert, Italien bereits Skepsis ge-
äußert. Ein Sprecher der EU-
Kommission sagte, der Pakt sei
unnötig,weilBrüsselbereitsal-
le vorgeschlagenen Änderun-
gen behandle. Man müsse „das
Rad nicht neu erfinden“.

Doch die Kritik kommt
längst nicht nur aus dem Aus-
land. Die SPD bemängelt, dass
Merkels Plan keine gemeinsa-
men Ziele gegen Dumpinglöh-
ne enthält, die FDP sieht die
Angleichung der Unterneh-
menssteuer kritisch. Überwie-
gend Zustimmung signalisiert
hingegen die Wirtschaft. „Dass
wir eine engere Kooperation
im Wirtschaftsbereich brau-
chen, ist unbestreitbar“, sagte
beispielsweise Deutsche-
Bank-Chef Josef Ackermann.

Ganz anders sehen das die
Gewerkschaften. Die Bundes-
regierung starte mit ihrem Pakt
„einen ideologischen Frontal-
angriff auf die Arbeitnehmer-

che Neuverschuldung der Eu-
ro-Länder maximal drei Pro-
zent ihres Bruttoinlandspro-
duktes betragen. Doch Verstö-
ße gegen diese Regel werden
nicht sanktioniert. Frankreich
und Deutschland setzten 2003
durch, dass die Strafen nicht
verhängt werden – weil beide
Länder sonst selbst betroffen
gewesen wären.

Eine der entscheidenden
Fragen ist daher, wie Merkels
PakteinähnlichesAufweichen
verhindern will. Offenbar ist in
dem Papier von einer soge-
nannten „Peer Presure“ die Re-
de. Damit ist gemeint, dass sich
Staats- und Regierungschefs
an die vereinbarten Ziele hal-
ten, um im Kollegenkreis nicht
schlechtdazustehen.Obdieser
Druck dem möglicherweise ge-
genläufigen Druck heimischer
Wähler standhalten könnte,
erscheint derzeit sehr fraglich.

Dochzunächstmüsstensich
die Staats- und Regierungs-
chefs erst einmal einigen, Mer-
kels Wirtschaftsregierung

kel, würden sich wohl alle Eu-
ro-StaatenanDeutschlandori-
entieren. Doch es ist mehr als
fraglich, ob die anderen Mit-
gliederdamitziehen.Esmüsste
wohl eine europäische Wirt-
schaftsregierung geschaffen
werden, die gemeinsamen Zie-
le festlegt. Doch dafür müssten
die Nationalstaaten wie bei je-
dem Schritt der europäischen
Integration ein Stück Souverä-
nität aufgeben. Auch Deutsch-
land gäbe dann das Heft aus
der Hand. Würden sich in der
Wirtschaftsregierung andere
Interessen durchsetzen, müss-
te auch Deutschland seine Po-
litik ändern.

Noch schwieriger ist die Fra-
ge, was passiert, wenn sich ein
Land nicht an die Regeln hält?
Was mögliche Sanktionen an-
geht,bleibtMerkelsPlanoffen-
bar vage. Dabei ist dies der
Knackpunkt. Denn einen Sta-
bilitäts- und Wachstumspakt,
der auch eine Art Schulden-
bremse enthält, gibt es ja be-
reits. Eigentlich darf die jährli-

deutschem Vorbild einführen,
die verhindert, dass die Mit-
gliedsstaaten ihre Haushalte
durch hohe Defizite finanzie-
ren. Nationale Bildungs- und
Berufsabschlüssesollengegen-
seitig anerkannt werden, und
für die Unternehmenssteuern
will Merkel ebenfalls eine ein-
heitliche Höhe vereinbaren.
Das richtet sich insbesondere
gegen Irland, das mit einer
vielgescholtenen „Dum-
ping“-Steuer von nur 12,5 Pro-
zent versucht, Unternehmen
anzulocken. Auch mit Lohn-
steigerungssystemen, die sich
an der Inflationsrate orientie-
ren, wie es sie beispielsweise in
Belgien gibt, soll Schluss sein.

Jeder Staat müsse „sich an
den jeweils besten Praktiken
orientieren, um die Wettbe-
werbsfähigkeit der Euro-Zone
insgesamt zu verbessern“,
heißt es laut „Spiegel“ in Mer-
kels Plan. Doch hier beginnen
die Probleme. Denn wer soll
festlegen, was die besten Prak-
tiken sind? Ginge es nach Mer-

Kanzlerin Angela Merkel
vollführt eine Kehrtwen-
de in ihrer europäischen
Wirtschaftspolitik. Doch
was steckt hinter der ge-
planten gemeinsamen
Wirtschaftsregierung?
Was bedeutet der „Pakt
für Wettbewerbsfähig-
keit“? Und hat er über-
haupt Chancen umge-
setzt zu werden?

VON PHILIPP VETTER

München – Noch gibt es den
Plan offiziell gar nicht, der der-
zeit in Berlin und Brüssel für
Wirbel sorgt. Bisher hat Kanz-
lerin Angela Merkel (CDU) ih-
ren „Pakt für Wettbewerbsfä-
higkeit“ nur EU-Kommissi-
onspräsident José Manuel Bar-
roso vorgestellt. Heute will sie
wohl die 26 anderen Staats-
und Regierungschefs beim EU-
Gipfel in Brüssel einweihen.
Auf der Tagesordnung steht
das Papier zwar nicht, stattdes-
sen geht es um Energie und In-
novationen. Aber am Rand des
Treffens wird Merkels Vorstoß
dasentscheidendeThemasein.

Die Kanzlerin will mit ihrem
Pakt verhindern, dass sich die
Euro-Krise ausweitet oder wie-
derholt. Was sie anbietet, ist
ein großes Tauschgeschäft:
Deutschland stimmt weiteren
Garantien für den Euro-Ret-
tungsschirm nur zu, wenn die
anderen Staatschefs dafür
Merkels Pakt annehmen. Der
sieht vor, dass die Finanz-,
Wirtschafts- und Sozialpolitik
der Euro-Staaten einander an-
geglichen wird. Zwar sollen
sich alle 27 Mitgliedstaaten der
EUdemPaktanschließenkön-
nen, im Fokus stehen aber die
17 Länder mit der Gemein-
schaftswährung.

Da Merkels Papier bislang
offiziell nicht vorliegt, muss
man sich derzeit auf das verlas-
sen, was der „Spiegel“ heraus-
gefunden hat. Bisher sickerte
durch, dass die Kanzlerin or-
dentlich aufs Tempo drücken
will. Schon in den nächsten
zwölf Monaten soll das Ren-
teneintrittsalter in den Euro-
Staaten angeglichen werden,
außerdem sollen alle Länder
eine Schuldenbremse nach

Merkels Plan für Europas Wirtschaftspolitik
„PAKT FÜR WETTBEWERBSFÄHIGKEIT“ .........................................................................................................................................................................................................................................................................................

Spanier haben
Bedenken
Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) ist mit ihren Vor-
schlägen zu einer Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähig-
keit der Wirtschaft in Spanien
auf Bedenken gestoßen. Die
Kanzlerin hatte dafür gewor-
ben, die Löhne dann zu erhö-
hen, wenn die Unternehmen
Gewinne erzielt hätten. Dem-
gegenüber betonte der spa-
nische Arbeitsminister Vale-
riano Gómez, Spanien habe
gute Erfahrungen damit ge-
macht, Lohnerhöhungen an
die Inflationsrate zu binden.
Der spanische Arbeitgeber-
verband erklärte:„Eine Bin-
dung an die Produktivität ist
eher ein deutsches Thema.“
Merkel wurde zu Beginn ihres
Spanien-Besuchs zusammen
mit ihrem spanischen Amts-
kollegen José Luis Rodríguez
Zapatero (siehe Foto) von Kö-
nig Juan Carlos im Zarzuela-
Palast empfangen. Anschlie-
ßend standen Beratungen
mit Zapatero im spanischen
Regierungssitz auf dem Pro-
gramm. F.: REUTERS

HINTERGRUND
ZUM EU-GIPFEL

Die Stabilisierung des Euro
wird beim EU-Gipfel am
heutigen Freitag in Brüssel
eine wichtige Rolle einneh-
men. Es geht um ein Ge-
samtpaket,mitdemweitere
Krisen verhindert werden
sollen. Dieses Gesamtpa-
ket soll allerdings erst beim
nächsten regulären Gipfel
am 24. und 25. März unter
Dach und Fach gebracht
werden. Hier die wichtigs-
ten Punkte:

Wirtschaftsregierung
Die Bundesregierung pocht
auf die Einführung einer
Wirtschaftsregierung, um
die Unterschiede bei der
Wettbewerbsfähigkeit zu
vermindern und den Druck
aufSozialreformenzuerhö-
hen. Diese Wirtschaftsre-
gierung soll die Chefs der 17
Euro-Länder umfassen.
Länder, die den Euro erst
noch einführen und bei
dem Vorhaben mitziehen
wollen, sind eingeladen,
dies zu tun (siehe Artikel
rechts). Das Projekt wird
von Kanzlerin Angela Mer-
kel und Frankreichs Staats-
präsident Nicolas Sarkozy
beim Gipfel erstmals vorge-
stellt werden. Auf Details
hat sich Berlin bisher nicht
festgelegt. Falls die beiden
Schwergewichte der Euro-
zone bei dem Vorhaben ei-
nen langen Atem beweisen,
könnteesdurchgesetztwer-
den, meinen Diplomaten.

Rettungsfonds

Das tatsächliche Volumen
für Hilfskredite soll steigen.
Wegen hoher Sicherheits-
leistungen können bisher
nurrund250MilliardenEu-
ro an klamme Eurostaaten
ausgeliehen werden, ob-
wohlderUmfangdesFonds
440 Milliarden Euro be-
trägt.Debattiertwerdenun-
ter anderem höhere Garan-
tiesummen.

Anleihenkauf
In der Debatte ist, dass der
Euro-Rettungsfonds („Eu-
ropean Financial Stability
Facility“, EFSF) Staatsan-
leihenvonWackelkandida-
ten kaufen könnte. Eine
weitere Option ist die Mög-
lichkeit eines Anleihen-
rückkaufs. Dabei würde ein
Land vom EFSF günstige
Kredite erhalten, um seine
Anleihen zurückzukaufen
und damit seinen Schul-
denberg abzutragen.

Rückzahlungsfristen
UmSchuldensünderzuent-
lasten, könnten Rückzah-
lungsfristenfürFinanzsprit-
zen gestreckt und die Zin-
sen für Kredite gesenkt wer-
den.

Stabilitätspakt
Das Gesamtpaket enthält
auch ein Bekenntnis zur
VerschärfungdesEuro-Sta-
bilitätspakts. Das bedeutet,
dass Schuldensünder
schneller und härter best-
raftwerden.Entsprechende
Vorschläge vom vergange-
nen Herbst werden bereits
in den EU-Gremien bera-
ten; die Gesetze sollen spä-
testens bis Juni unter Dach
und Fach sein.

Krisenmechanismus
Dieser soll von 2013 an ste-
hen, dazu soll sogar der EU-
Vertrag ergänzt werden.
Beim März-Gipfel soll es
dauerhafte Festlegungen zu
diesem Krisenmechanis-
mus geben. Das wurde be-
reits fest vereinbart.

Nicolas Sarkozy,
Frankreichs Staatspräsi-
dent, ist diesmal Angela
Merkels Verbündeter.


